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Für die Modernisierung und Instandsetzung von Eigenhei­
men ist eine Zustimmung erforderlich, soweit Materialien 
und Ausrüstungsgegenstände aus dem Fonds Bauwesen oder 
bilanzierte Baukapazitäten bereitgestellt, Preisdifferenzen 
gemäß den Rechtsvorschriften2 ausgeglichen oder Kredite 
hierfür bei Kreditinstituten in Anspruch genommen werden 
sollen.

(3) Die Entscheidung über den Antrag auf Zustimmung 
trifft der für den Standort des Bauwerkes zuständige Rat.

(4) Mit der Zustimmung entscheidet der Rat gleichzeitig 
über die städtebauliche Einordnung, die er mit dem zustän­
digen Stadt- oder Kreisarchitekten abzustimmen hat. Er ent­
scheidet ferner darüber,. ob bilanzierte Baukapazitäten in 
Anspruch genommen werden dürfen. Der Rat ist verpflich­
tet, vor Erteilen der Zustimmung die Baugenehmigung der 
Staatlichen Bauaufsicht und bei Anträgen. zum Abriß von 
Bauwerken, soweit erforderlich, die Abrißgenehmigung ein­
zuholen. Die Einholung weiterer Zustimmungen und Geneh­
migungen entsprechend den Rechtsvorschriften durch den 
Bauauftraggeber bleibt davon unberührt

(5) Die Räte der Bezirke und Kreise können in Abstim­
mung mit den gesellschaftlichen Organisationen durch Be­
schluß für bestimmte Bebauungsgebiete, insbesondere für 
Naherholungsgebiete und Kleingartenanlagen, die Größen 
für Erholungsbauten festlegen. Bei der Einrichtung neuer 
Anlagen des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und Klein­
tierzüchter (VKSK) sind die Beschlüsse des VKSK zu be­
rücksichtigen.

(6) Erholungsbauten sind grundsätzlich in Leichtbauweise, 
vor allem aus Fertigteilen, zu errichten.

(7) Auf Grundstücken, die der kleingärtnerischen Nutzung 
oder der Erholung dienen, dürfen grundsätzlich keine Gara­
gen errichtet werden.

§4

Einreichung von Bauunterlagen

(1) Der Antrag auf Zustimmung zur Errichtung und Ver­
änderung von Bauwerken, mit Ausnahme von Abrissen, ist 
mit folgenden Unterlagen in 2facher Ausfertigung einzu­
reichen:

1. Lageplan (fortgeschriebener Plan) mit Eintragung der 
Bebauung und der vorhandenen technischen Versor­
gungsleitungen auf dem Baugrundstück und den Nach­
bargrundstücken,

2. Nachweis der Eigentums- und Nutzungsverhältnisse am 
Baugrundstück (Grundbuchauszug oder Nutzungs- bzw. 
Mietvertrag),

3. zeichnerische Darstellung des Bauwerkes, bei Angebots­
projekten Projektbezeichnung mit Darstellung der ört­
lichen Anpassung,

4. schriftliche Stellungnahme des Nachbarn, wenn das Bau­
werk weniger als 3 m von der Grundstücksgrenze ent­
fernt ist,

5. Beschreibung der Baumaßnahmen mit folgenden Anga­
ben:
— geplante Nutzung des Bauwerkes,

— vorgesehene Erschließung des Baugrundstückes (Was­
serversorgung, Abwasserbeseitigung, Energiezulei­
tung, Straßenanschluß),

2 z. Z. gilt die Verordnung vom 31. August 1978 über den Neubau, die 
Modernisierung und Instandsetzung von Eigenheimen — Eigenheim­
verordnung — (GBl. I Nr. 40 S. 425).

— geschätzte Bausumme,
— geplanter Termin für den Baubeginn und die Fer­

tigstellung,

außerdem

6. für das Errichten eines Erholungsbaues eine Erklärung 
des Antragstellers, daß er noch keinen Erholungsbau be­
sitzt,

7. für das Errichten einer Garage eine Erklärung des An­
tragstellers, daß er noch keine Garage besitzt,

8. für den Neubau, die Modernisierung oder die Instand­
setzung von Eigenheimen die Unterlagen gemäß den 
Rechtsvorschriften über den Eigenheimbau.2 Das gilt 
auch für ständig zu Wohnzwecken genutzte Gebäude in 
Kleingartenanlagen des VKSK. Bei Gebäuden in Klein­
gartenanlagen ist außerdem die Stellungnahme des 
VKSK mit einzureichen.

(2) Der Antrag auf Zustimmung für Abrißarbeiten ist 
grundsätzlich mindestens 1 Monat vor Beginn der Arbeiten 
zu stellen. Die Zustimmung zum Abriß von Bauwerken, die 
einer gesonderten Abrißgenehmigung bedürfen, ist 4 Monate 
vor dem beabsichtigten Abriß zu beantragen. Der Antrag hat 
zu enthalten:

1. Lageplan, aus dem das abzureißende Bauwerk oder Bau­
teil sowie der Abstand zu anderen Bauwerken, den 
Grundstücksgrenzen und Verkehrsflächen hervorgeht,

2. Anzahl der zum Abriß vorgesehenen Wohnungseinhei­
ten,

3. Bauzustandsstufe des zum Abriß vorgesehenen Gebäudes 
für Wohnzwecke,

4. Genehmigung zur Sondernutzung öffentlicher Verkehrs­
flächen, -

5. Beschreibung des Abrisses mit folgenden Angaben:
— Name und Anschrift des Rechtsträgers oder Eigentü­

mers des Bauwerkes und des Abrißbetriebes,
— Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit,
— Maßnahmen zur Gewinnung nutzbarer Baumateria­

lien und zur schadlosen Beseitigung nicht wieder zu 
verwendender Massen,

— geplanter Termin für Beginn und Abschluß der Ab­
rißarbeiten.

(3) Der Rat kann auf einen Teil der Unterlagen gemäß den 
Absätzen 1 oder 2 verzichten. Er kann weitere Unterlagen 
anfordern, wenn das für die Prüfung des Antrages notwen­
dig ist.

Entscheidung über Anträge zur Errichtung 
und Veränderung von Bauwerken

§5

(1) Die Zustimmung zur Errichtung und Veränderung von 
Bauwerken gemäß' § 3 ist durch den zuständigen Rat nach 
dem Muster gemäß Anlage zu erteilen.

(2) Die Zustimmung des Rates kann Auflagen enthalten, 
die bei der Errichtung und Veränderung von Bauwerken 
einzuhalten sind. Der Rat kann festlegen, daß die Erfüllung 
bestimmter Auflagen sowie die Fertigstellung des Bauwer­
kes anzuzeigen sind.

(3) Wurden mit der Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 Ziff. 4 
Einwände gegen die beabsichtigte Bebauung erhoben, die 
beim Erteilen der Zustimmung nicht berücksichtigt werden 
konnten, hat der Rat dem Nachbarn die Gründe hierfür mit-


